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Bericht 
des 

Schweizerischen Bundesgerichts an die Bundesversammlung 
über seine Geschäftsführung im Jahre 1955 

(Vom 11. Februar 1956) 

Herr Präsident! 

Hochgeehrte Herren! 

Wk haben die Ehre, Ihnen gemäss Artikel 21 des Bundesgesetzes über die 
Organisation der Bundesrechtspflege über die Tätigkeit des Bundesgerichts 
im Jahre 1955 Bericht zu erstatten. 

A. Allgemeines 
1. Im Bestand der Mitglieder und der Ersatzmänner des Bundesgerichts 

sjnd im Berichtsjahre keine Änderungen eingetreten. Ebensowenig waren bei 
den eidgenössischen Untersuchungsrichtern, der eidgenössischen Oberschät- 
zungskommission und den Präsidenten der eidgenössischen Schätzungskom¬ 
missionen der 7 Kreise Wahlen erforderlich. 

2. Vernehmlassungen wurden erstattet: 

dem Eidgenössischen Justiz- und Poüzeidepartement 
zur Bevision des Artikels 55 der Bundesverfassung betreffend Pressefrei¬ 

heit (Frage der Zulassung der Verwaltungsgerichtsbeschwerde an das 
Bundesgericht gegen Entscheide des Bundesrates als Verwaltungsbe¬ 
schwerdeinstanz), 

zur Frage der Funktion von Bundesrichtern als Vorsitzenden von Pari¬ 
tätischen Kommissionen der Verbände des Filmgewerbes (Kleine An¬ 
frage Nationakat König); 

dem Eidgenössischen Volkswirtschaftsdepartement 
zum Entwurf einer neuen Verordnung II betreffend wirtschafthche Kriegs¬ 

vorsorge, 
zum Vorentwurf eines Bundesbeschlusses über wktschafthche Massnahmen 

gegenüber dem Ausland. 
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Das Bundesgericht erhess ein Kreisschreiben (Nr. 88) an die kantonalen 
Obergerichte für sich und zuhanden der Konkursgerichte, der kantonalen Auf¬ 
sichtsbehörden gemäss Artikel 13 SchKG und der Konkursämter betreffend 
Mitteüungen an den Handelsregisterführer im Konkursverfahren (Bundesblatt 
1955, 1466). 

Zubanden des Schweizerischen Anwaltsverbandes überprüfte und prä¬ 
zisierte das Bundesgericht seine Bichtümen bezüghch der Nennung von Namen 
in den in der Amtlichen Sammlung zu publizierenden Urteüen. 

In einer Aussprache (vom 19. April 1955) mit der Geschäftsprüfungskom¬ 
mission des Ständerates nahm eine Delegation des Bundesgerichts zu der vom 
Präsidenten des Kantonsgerichts von Graubünden an unserer Geschäfts¬ 
führung geübten Kritik SteUung. 

Auf Ersuchen des Gerichts ersetzten die Eidgenössischen Bäte den Bun¬ 
desbeschluss vom 13. Juni 1949 über die Zahl der Gerichtsschreiber und Sekre¬ 
täre des Bundesgerichts durch einen neuen vom 21. Dezember 1955, gemäss 
welchem von den 17-18 Protokollführern höchstens 10 (bisher 8) Gerichts¬ 
schreiberrang haben dürfen (AS 1955,1182).' 

8. Im ordentüchen Geschäftsbereich des Bundesgerichts hat sich die für 
1954 festgesteUte Abnahme der Zahl der eingegangenen FäUe verlangsamt; 
die Gesamtzahl der Neueingänge ist von 2085 im letzten Berichtsjahr auf 19%, 
also um 89 FäUe, zurückgegangen. Wieder zugenommen haben die Zivilsachen 
(+ 80) und die Bekurse betreffend Schulbetreibung und Konkurs (+ 10), 
während alle andern Streitsachen einen Bückgang aufweisen, den stärksten 
das Staatsrecht (—66). 

Zahl der Sitzungen im Jahre 1955 

Gesamtgericht  3 
L Zhrüabteuung  86 

H. Zivüabteüung  49 
Staatsrechtliche Kammer ■ 40 
Verwaltungsrechtüche Kammer  19 
Kassationshof  30 
Schuldbetreibungs- und Konkurskammer  4 
Anklagekammer  — 
Bundesstrafgericht  — 

Total 181 
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Natur der Streitsache 

1951 1952 1953 1954 1955 
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I. Zivilsachen: * 
1. Dkekte Prozesse   .   .  . . 12 9 7 14 8 11 11 12 11 12 H 10 13 16 16 18 
2. Berufungen gegen Urteüe 

kantonaler Gerichte   .  . 106 470 467 109 434 433 HO 439 442 107 428 422 118 447 456 104 
3. Nichtigkeitsbeschwerden 1 9 9 1 14 12 3 11 11 3 6 7 2 23 18 7 
4. Andere Zivilsaohen(Revi- 

sions-, Erläuterungs- und 
Moderationsbegehren) 2 16 15 3 7 7 3 12 12 8 20 18 5 9 14 — 

48 585 526 57 486 492 51 485 457 79 504 492 91 459 477 73 
III. Staatsrechtliche Strei- 

172 749 735 186 743 781 198 845 823 220 773 774 219 707 749 177 
IV. VerwaltungsrechtKche 

63 213 193 83 206 187 102 238 226 114 191 222 83 173 172 84 
V. a. Beschwerden betr. das 

Schuldbetreibungs¬ 
und Konkurswesen . 3 176 170 9 17Ö 175 9 189 196 2 148 149 1 158 156 3 

b. Eisenbahn-,   Hotel-, 
Gemeinde- und Ban¬ 
ken-Sanierungen .  . 1 2 1 2 — 2 — — — — 1 1 — 1 1 — 

VI. Freiwillige Gerichtsbar- 

Total 

— 4 4 — 3 8 — 1 1 — 3 2 1 3 3 1 

462 
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2. Zivilsachen: 

1. Direkte Prozesse    .   .   . 
2. Berufungen ....... 
3. Nichtigkeitsbeschwerden 
4. Revisionsbegehren, Er¬ 

läuterungsbegehren   und 
Moderationsgesuche   .   . 

11. Strafsachen   ....... 

III. Staatsrechtliche Streitigkeiten 
Expropriationen  

IV. VerwaÜungsrechtliche Strei¬ 
tigkeiten .  

V. Beschwerden betr. das Schuld- 
betreibtmgs- und Konkurs¬ 
wesen .   .   .  

Total 
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10 20 
2 17 
1 19 

2 15 

1 27 

2 17 
9 13 

4 10 

786 628 451 160 31 
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I. Zivilrechtspflege 
Eine Übersicht über die Zivilsachen, mit denen sich das Bundesgericht im 

Jahre 1955 zu befassen hatte, gibt folgende Tabelle: 

Natur der Streitsache 
.81 

3 
is B Sä 

1. Direkte Prozesse  
2. Berufungen  
3. Nichtigkeitsbeschwerden  
4. Revisions-, Erläuterungs- und Modera¬ 

tionsbegehren     
Total 

13 
113 

2 

133 

16 
447 

23 

29 
560 
25 

14 

16 
456 

18 

14 

13 
104 

7 

495 628 504 124 

Von den Berufungen wurden erledigt durch: 
Nichteintreten  69 
Bückzug, Vergleich oder Gegenstandslosigkeit  81 
Gutheissung  54 
Abweisung  228 
Bückweisung an die Vorinstanz  24 

456 

Von den 104 auf 1956 übertragenen Berufungen stammen 5 aus dem Jahre 
1954, die übrigen sind im Berichtsjahre eingegangen (davon 57 in den Monaten 
November und Dezember). 

n. Strafrecht 
1. Die Anklagekammer hatte sich mit 26 FäUen (Vorjahr 24) zu be¬ 

fassen, wovon 3 aus dem Jahre 1954, und zwar mit: 
a. der Aufsicht über drei Voruntersuchungen, nämlich wegen: 

wirtschafthchen Nachrichtendienstes, 
pohtischen Nachrichtendienstes usw., 
Amtsmissbrauches usw.; 

b. 22 Gerichtsstandsstreitigkeiten, davon 10 unter Behörden zweier oder meh¬ 
rerer Kantone (Art. 264 BStP); in 12 FäUen wurde der Gerichtsstand auf 
Begehren einer Partei bestimmt; 

c. 1 Bechtshilfegesuch. 
2. Das Bundesstrafgericht hatte sich mit drei Gesuchen um Löschung 

im Strafregister zu befassen, die alle gutgeheissen wurden. 
3. Kassationshof. Die Zahl der anhängigen Geschäfte betrug 521 (im 

Vorjahr 553), davon 87 aus dem Jahre 1954. 
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Es wurden erledigt durch: 
Nichteintreten.  174 
Bückzug oder Gegenstandslosigkeit  26 
Gutheissung  50 
Abweisung  204 

454 

Die auf 1956 übertragenen Beschwerden sind, mit Ausnahme von zwei 
FäUen, ah*e im Berichtsjahr eingegangen, 59 davon in den Monaten November 
und Dezember. 

Von den insgesamt 454 erledigten Geschäften wurden 274 gemäss Artikel 
275blB BStP vom Dreierausschuss des Kassationshofes behandelt. 

4. Ausserordentlicher Kassationshof. Im Berichtsjahr war nur ein 
aus dem Vorjahr übernommenes Geschäft anhängig, das auf das Jahr 1956 
übertragen worden ist. 

HL Staatsrechtspflege 
Die im Jahre 1955 beim Staatsgerichtshof anhängig gewesenen Streitig¬ 

keiten verteilen sich wie folgt: 

Natur der Streitsache 
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1. Kompetenzkönflikte (Art. 83 o OG) .  . 
2. Streitigkeiten zwischen Kantonen 

(Art. 83b OG)   . 
3. Streitigkeiten zwischen Vormundschafts¬ 

behörden verschiedener Kantone 
(Art. 83 e OG)  

4. Beschwerden wegen Verletzung verfas- 
sungsmassiger Rechte der Bürger 
(Art. 84a OG)  

5. Beschwerden   wegen   Verletzung   von 
Staatsverträgen mit dem Ausland 
(Art. 84c OG)  

6. Beschwerden  betreffend  die politische 
Stimmberechtigung und betreffend kan¬ 
tonale Wahlen und Abstimmungen 
(Art.85a OG)  

7. EinsprachengegenAuslieferungsbegehren 
fremder Staaten  

8. Revisions- und Erläuterungsbegehren 
(Art. 136 ff OG)  

9. Rekurse in Enteignungssachen .... 

Total 

196 647 843 

13 

700 143 

12 

10 10 

2 3 

2 2 
22 

1 

1 

2 
24 

219 707 926 749 177 
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Es wurden erledigt durch: 

Nichteintreten  209 

Bückzug, Vergleich oder Gegenstandslosigkeit  152 
Gutheissung  81 

Abweisung  307 

749 

224 Fälle wurden durch den gemäss Artikel 92 OG eingesetzten Ausschuss 
von drei Mitgüedern erledigt, ferner 6 FäUe von der I. Zivilabteilung, 6 Fälle 
von der II. Zivilabteilung, 8 FäUe von der verwaltungsrechthchen Kammer und 
21 FäUe vom Kassationshof. 

Von den 177 auf 1956 übertragenen Geschäften stammen je eines aus den 
Jahren 1934 und 1945, 2 aus dem Jahre 1952,10 aus dem Jahre 1953 und 15 aus 
dem Jahre 1954; die übrigen sind im Berichtsjahre eingegangen (71 in den 
Monaten November und Dezember). 83 Geschäfte konnten wegen gleichzeitiger 
Hängigkeit eines Bechtsmittels bei einer andern Behörde noch nicht behandelt 
werden. 

Es wurden 108 Begehren um Erlass provisorischer Verfügungen im Sinne 
von Artikel 94 OG erledigt. 

10 FäUe gaben Anlass zu einem Meinungsaustausch mit dem Bundesrat 
oder den Departementen über die Kompetenzfrage (Art. 96 OG). 
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IV. Verwaltungsrechtspflege 
Die im Jahre 1955 anhängig -gewesenen verwaltungsrechtüchen Streitige 

keiten verteilen sich wie folgt: 

Natur der Streitsache 
5 ä ■s 2a 

's* 

I. Beschwerden betreffend bundesrechtliche 
Abgaben (Art. 97 und 98 OG)   .   .  . 

II. Beschwerden gemäss Art. 99 OG: 
1. Registersachen  
2. Zollsachen  
3. Bürgerrecht  
4. Wasserrecht  
5. Weitere Fälle (Art. 100 OG) .   .   . 
6. Schutz der Uhrenindustrie   .   .  . 

III. VermögensreckUiche Ansprüche: 
a. des Bundes oder gegen den Bund 

(Art. 110 OG)  
b. aus dem  Beamtenverhältnis 

(Art. 110a OG)  

IV. Anstände über Befreiung von kanto¬ 
nalen Abgaben (Art. 111 a OG) .   .  . 

V. DiszMinoyrrechtspflege     (Art. 117   ff. 
OG)  

Total 

38 

4 
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10 
16 
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18 
8 
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16 
18 

5 
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137 

22 
8 
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26 
34 

12 
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89 

18 
5 
2 
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16 
26 

48 

4 
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10 
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83 173 256 172 84 

Von den 256 anhängig gewesenen verwaltungsrechtlichen Streitigkeiten 
sind erledigt worden durch: 

Nichteintreten •.  10 
Bückzug, Vergleich oder Gegenstandslosigkeit  48 
Gutheissung  24 
Abweisung  90 

172 

Von den 84 übertragenen Geschäften stammen 1 aus dem Jahre 1949, 
2 aus dem Jahre 1951, 5 aus dem Jahre 1953, 6 aus dem Jahre 1954 und die 
übrigen aus dem Berichtsjahre (davon 22 aus den Monaten November und De¬ 
zember). 

V. Schuldbetreibung und Eonkurs 

Die Gesamtzahl der hängigen Beschwerden und Bekurse betrug 159 (9 
mehr als im Vorjahr). Erledigt wurden 156, so dass 3 Fälle auf das Jahr 1956 
übertragen werden mussten. 
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Die Erledigung erfolgte durch: 
Nichteintreten .   .'•'    25 
Büekzug öder Gegenstandslosigkeit        2 
Gutheissung       39 
Abweisung       90 

156 

Die Berichterstattung der kantonalen Aufsichtsbehörden gab (im aUge¬ 
meinen) zu keinen Bemerkungen Anlass. 

Inspektionen wurden nicht vorgenommen. 
Infolge einer Eingabe des eidgenössischen Amtes für das Handelsregister 

beantragte die Schuldbetreibungs- und Konkurskammer dem Bundesgerichte 
den Erlass eines Kreisschreibens betreffend die Mitteilungen an die Handels¬ 
registerführer im Konkursverfahren. 

Das eidgenössische statistische Amt plant auf Wunsch der Schweizerischen 
Kommission für Konjunkturbeobachtung ausgedehnte statistische Erhebungen 
über die Abzahlungsgeschäfte. Soweit dafür ein Eigentumsvorbehalt einge¬ 
tragen ist, möchte es sich die Mitarbeit der Betreibungsämter, die diese Begister 
führen, sichern. Die Kammer lehnte es jedoch ab, dem Bundesgericht den Er¬ 
lass dahingehender Weisungen an die Betreibungsämter zu beantragen. Die 
in Frage stehende Statistik würde andern Zwecken als der Ausführung der gesetz¬ 
hchen Bestimmungen über den Eigentumsvorbehalt dienen. Somit ist das Bun¬ 
desgericht zum Erlass solcher Weisungen auf Grund von Artikel 15, Absatz 3 
SchKG nicht zuständig. Im Bescheid an das statistische Amt wurde auch die 
Frage der Nützüchkeit der geplanten Erhebungen erörtert. 

Als Material für ein leicht fasshehes Handbuch für Betreibungsbeamte, 
das die Konferenz der Betreibungs- und Konkursbeamten der Schweiz heraus¬ 
gehen wird, wünscht sie eine bestimmte Anzahl von Betreibungsformularen 
unentgeltlich beziehen zu können. Die Kammer unterstützte diesen Wunsch 
durch ein empfehlendes Schreiben. 

Um den verschiedenen AmtssteUen, die sich mit den als Vorschuss für Be¬ 
treibungskosten eingesandten Postmarken und Frankiermaschinenaufdrucken 
befassen müssen, eine angemessene Vergütung zu verschaffen, woUte das eid¬ 
genössische Post- und Eisenbahndepartement dem Bundesrat eine Erhöhung 
von Gebühren (Art. 20 des Tarifs für Schuldbetreibung und Konkurs) bean¬ 
tragen. Wie die Konferenz der Betreibungs- und Konkursbeamten der Schweiz 
befürwortete auch die Schuldbetreibungs- und Konkurskammer dieses Vor¬ 
haben. 

Eine kantonale Aufsichtsbehörde teUte der Kammer mit, dass Pfändungs¬ 
hegehren auf manchen Betreibungsämtern dieses Kantons wegen Personal¬ 
mangels ungebührüch lange unerledigt bleiben. Die Kammer antwortete darauf, 
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Stillschweigen des Gläubigers dürfe nicht als Verzicht auf die von ihm anbe¬ 
gehrte Pfändung ausgelegt werden. Wegen des Personalmangels könne weder 
die Kammer noch das Gesamt-Bundesgericht direkt einschreiten. Sofern nicht 
der Kanton selbst Abhilfe schaffe, bleibe eine Meldung an den Bundesrat vor¬ 
behalten, der wenn nötig nach Artikel 102, Absatz 1, Ziffer 2 der Bundesver¬ 
fassung Anordnungen treffen müsse. 

Die in einem Kanton für 1955 vorgesehene Bereinigung aüer Eigentums¬ 
vorbehaltsregister müsste auf das folgende Jahr verschoben werden, weil der 
vorgeschriebene Auskündungstermin des Monats Februar (nach der Verord¬ 
nung vom 29. März 1939) versäumt worden war. > 

Dem Obergericht des Kantons Zürich wurde auf Anfrage mitgeteilt, es sei 
mcht zulässig, in Fiskalsachen (die nicht der Haager Zivilprozessübereinkunft 
untersteben) einem im Auslande wohnenden Schuldner Arrest- und Betrei¬ 
bungsurkunden durch die Post zuzusteUen, wenn der Wohnsitzstaat Einspruch 
erhebt. 

Zwangsliquidation von Eisenbahnunternehmungen 

Gegen eine Eisenbahnunternehmung wurden zwei Begehren um Zwangs¬ 
liquidation gesteht. Auf das erste, vom frühern Anleihensvertreter gesteUte Be¬ 
gehren konnte nicht eingetreten werden, da sein Mandat erloschen war. Das 
zweite, von einem Gläubiger gesteUte Begehren wurde nach Eröffnung des Ver¬ 
fahrens zurückgezogen. 

VL Eidgenössische Schätzungskommissionen 

Den Jahresberichten der Präsidenten entnehmen wir folgende Angaben : 

Kreis I: Von 9 Geschäften (SBB 2, Privatbahnen 1, Elektrizitätswerke 6) 
wurden 5 erledigt. 

Kreis II: Von den 11 Geschäften (Kraftwerke 9, Privatbahnen 2) wurden 8 
erledigt. 

Kreis III: Von 8 Geschäften (SBB 6, Elektrizitätswerke 1, Privatbahnen 1) 
wurde 1 erledigt. 

Kreis IV: Von 13 Geschäften (SBB 8, Privatbahnen 1, Elektrizitätswerke 1, 
Kraftwerke 2, Strassenbauten 3, mihtärische Anlagen 3) wurden 
5 erledigt. 

Kreis V: Von 10 Geschäften (SBB 2, Elektrizitätswerke 1, PTT 1, Strassen¬ 
bauten 3, mihtärische Anlagen 2, Eückforderungen 1) wurden 7 er¬ 
ledigt. 

Kreis VI: Von 9 Geschäften (SBB 3, Elektrizitätswerke 1, Kraftwerke 1, 
mihtärische Anlagen 3, Flusskorrektion 1) wurden 5 erledigt. 
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Kreis VU: von 19 Geschäften (SBB 4, Kraftwerke 4, Elektrizitätswerke 5,. 
mihtärische Anlagen 2, PTT 1, Wasserrechte 1, Strassenbauten 2) 
wurden 8 erledigt. 

Genehmigen Sie, Herr Präsident, hochgeehrte Herren, die Versicherung 
unserer vorzüglichen Hochachtung. 

Lausanne, den 11. Februar 1956. 

Im Namen des Schweizerischen Bundesgerichts, 

Der Präsident: 
Petitmermet 

Der Gerichtsschreiber.: 


